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Bekanntmachung 
des Staatsvertrags zur Aufgabenerfülhmg nach 

dem Barrierefreiheitsstärkungsgesetz 
Der Landtag Nordrhein-Westfalen hat in seiner Sitzung 
am 19. Februar 2025 gemäß Artikel 66 Satz 2 der Lan­
desverfassung dem Entwurf des Staatsvertrags zur Auf­
gabenerfüllung nach dem Barrierefreiheitsstärkungsge­
setz zugestimmt. 

Der Staatsvertrag wird nachfolgend bekannt gemacht. 

Der Tag des Inkrafttretens wird gesondert bekannt ge­
macht. 

Düsseldorf, 26. März 2025 

Ministerpräsident 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Hendrik W ü s t MdL 
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Staatsvertrag zur Aufgabenerfüllung nach dem Barrierefreiheitsstärkungsgesetz 

Das Land Baden-Württemberg, 
der Freistaat Bayern, 
das Land Berlin , 
das Land Brandenburg, 
die Freie Hansestadt Bremen, 
die Freie und Hansestadt Hamburg, 
das Land Hessen, 
das Land Mecklenburg-Vorpommern, 
das Land Niedersachsen, 
das Land Nordrhein-Westfalen , 
das Land Rheinland-Pfalz, 
das Saarland , 
der Freistaat Sachsen, 
das Land Sachsen-Anhalt, 
das Land Schleswig-Holstein, 
der Freistaat Thüringen 

- nachstehend "Länder" genannt -

schließen nachstehenden Staatsvertrag: 

Präambel 

Dieser Staatsvertrag enthält grundlegende Regelungen für die Aufgabenerfüllung nach dem 
Barrierefreiheitsstärkungsgesetz vom 16. Juli 2021 (BGBI. 1 S. 2970) , zuletzt geändert durch 
Artikel 32 des Gesetzes vom 6. Mai 2024 (BGBI. 2024 1 Nr. 149, S. 34) . Das 
Barrierefreiheitsstärkungsgesetz, das ab dem 28. Juni 2025 anzuwenden ist, regelt 
Vorgaben für die Barrierefreiheit bestimmter Produkte und Dienstleistungen, damit diese 
rechtskonform auf den Markt gebracht werden können. Mit den Vorgaben wird die Richtlinie 
(EU) 2019/882 des Europäisches Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 über die 
Barrierefreiheitsanforderungen für Produkte und Dienstleistungen (ABI. L 151 vom 7.6.2019, 
S. 70; L 212 vom 13.8.2019, S. 73) umgesetzt. Wesentlicher Bestandteil der Neuregelung ist 
auch die Einrichtung einer Marktüberwachung, für die nach dem 
Barrierefreiheitsstärkungsgesetz die Länder zuständig sind. Die Länder erstellen eine 
Marktüberwachungsstrategie für Produkte. Hat die Marktüberwachungsbehörde Grund zu 
der Annahme, dass ein Produkt oder das Angebot oder die Erbringung einer Dienstleistung 
die Barrierefreiheitsanforderungen nicht erfüllt, so prüft sie, ob das Produkt oder die 
Dienstleistung die Anforderungen erfüllt. In den Ländern sind aktuell keine ausreichenden 
Verwaltungsstrukturen mit einschlägiger Sachkompetenz vorhanden, die die umfangreiche 
Aufgabenbeschreibung einer Marktüberwachung zur Barrierefreiheit von Produkten und 
Dienstleistungen personell und fachlich erfüllen können. 

Die Länder sind davon überzeugt, dass es einer effizienten und wirksamen Umsetzung der 
Vorgaben des Barrierefreiheitsstärkungsgesetzes am besten entspricht, wenn sie zur 
Aufgabenerfüllung eine gemeinsame zentrale Marktüberwachungsbehörde errichten und auf 
sie sowohl Fach- als auch Vollzugsaufgaben übertragen. 
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Artikel 1 
Ziel und Anwendungsbereich 

(1) Ziel dieses Staatsvertrages ist, die sich aus dem Barrierefreiheitsstärkungsgesetz 
vorn 16. Juli 2021 (BGB!. 1 S. 2970) , zuletzt geändert durch Artikel 32 des Gesetzes 
vorn 6. Mai 2024 (BGB!. 2024 1 Nr. 149, S. 34) , in der jeweils geltenden Fassung und 
der darauf beruhenden Verordnungen in den jeweils geltenden Fassungen 
ergebenden Aufgaben durch eine gemeinsame Länderbehörde auszuführen. 

(2) Die Länder regeln dazu in diesem Staatsvertrag die Errichtung einer Anstalt des 
öffentlichen Rechts und legen die Aufgaben, die Finanzierung und Organisation der 
Anstalt fest. 

Artikel 2 
Errichtung und Betrieb der Anstalt 

(1) Die Länder errichten gemeinsam zur Wahrnehmung der Aufgaben des 
Barrierefreiheitsstärkungsgesetzes eine rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts 
(Anstalt) mit Sitz in Sachsen-Anhalt (Sitzland). Träger der Anstalt sind die diesen 
Staatsvertrag unterzeichnenden Länder. Die Anstalt gilt als Stelle der mittelbaren 
Landesverwaltung des Sitzlandes. 

(2) Die Anstalt trägt den Namen „Marktüberwachungsstelle der Länder für die 
Barrierefreiheit von Produkten und Dienstleistungen". 

(3) Für die Errichtung und den Betrieb der Anstalt findet das Recht des Sitzlandes 
Anwendung, soweit sich aus diesem Staatsvertrag nichts anderes ergibt. 

(4) Soweit dieser Staatsvertrag nichts anderes bestimmt, ist für die Durchführung von 
Verwaltungsverfahren und für die Verwaltungsvollstreckung das Recht des Sitzlandes 
anzuwenden. 

(5) Die Anstalt führt ein Dienstsiegel. 

(6) Die Anstalt gibt sich nach Maßgabe dieses Staatsvertrages eine Satzung. Die 
Satzung ist einstimmig zu beschließen. Die Satzung und deren Änderungen sind im 
Ministerialblatt des Landes Sachsen-Anhalt zu veröffentlichen. 

Artikel 3 
Aufgaben 

(1) Die Anstalt nimmt sämtliche Aufgaben wahr, die das Barrierefreiheitsstärkungsgesetz 
und die darauf beruhenden Verordnungen den Marktüberwachungsbehörden der 
Länder zuweisen . 

(2) Sie übernimmt dabei insbesondere folgende Aufgaben und Funktionen: 

1. Erstellung einer Marktüberwachungsstrategie nach § 20 Abs. 2 des 
Barrierefreiheitsstärkungsgesetzes; 

2. zentraler Ansprechpartner für die zentrale Verbindungsstelle nach § 27 des 
Barrierefreiheitsstärkungsgesetzes einschließlich der Koordinierung von 
organisatorischen Anfragen über das Informations- und Kommunikationssystem 
gemäß Artikel 34 der Verordnung (EU) 2019/1020 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 20. Juni 2019 über Marktüberwachung und die Konformität 
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von Produkten sowie zur Änderung der Richtl inie 2004/42/EG und der 
Verordnungen (EG) Nr. 765/2008 und (EU) Nr. 305/2011 (ABI. L 169 vom 
25.6.2019, S. 1 ), zuletzt geändert durch Verordnung (EU) 2024/1252 (ABI. L, 
2024/1252, 3.5.2024) ; 

3. Information der Wirtschaftsakteure und der Öffentlichkeit über Fragen zum 
Barrierefreiheitsstärkungsgesetz, insbesondere zu seiner Anwendbarkeit und 
Umsetzung; 

4. Koordination von Maßnahmen zur Marktüberwachung von Produkten und 
Dienstleistungen und 

5. Mitteilung der Informationen gemäß§ 36 des Barrierefreiheitsstärkungsgesetzes. 

(3) Die Anstalt kann sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben Dritter bedienen. 

Artikel 4 
Finanzierung 

(1) Das Rechnungswesen der Anstalt ist nach den Grundsätzen der kameralen 
Buchführung ausgerichtet. Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Das Nähere zur 
Haushalts- und Wirtschaftsführung regelt die Satzung. Der Vorstand stellt jährlich 
einen Wirtschaftsplan auf. Dieser ist vom Verwaltungsrat zu genehmigen. 

(2) Die Anstalt erhebt für ihre Tätigkeit nach Maßgabe der verwaltungskostenrechtlichen 
Regelungen des Sitzlandes Gebühren und Auslagen. Diese sind bei der Aufstellung 
des Wirtschaftsplans zu berücksichtigen. Satz 2 gilt auch für Geldbußen im Sinne des 
§ 37 Abs. 2 des Barrierefreiheitsstärkungsgesetzes und Einnahmen aus 
Nebenfolgen, die zu einer Geldzahlung verpflichten. 

(3) Die Länder verpflichten sich, eine angemessene Finanzierung der Anstalt 
sicherzustellen. Nicht über Bußgelder, Gebühren und Auslagen zu deckender 
Finanzbedarf ist von den Ländern zu finanzieren. Hierfür 
stellen die Länder jährlich die nach dem vom Verwaltungsrat bestätigten 
Wirtschaftsplan vorgesehenen finanziellen Mittel anteilig , entsprechend dem 
Königsteiner Schlüssel , bereit (Finanzierungsbeiträge) ; davon trägt das Sitzland vor 
Berechnung der Finanzierungsbeiträge eine Quote von 5 v. H. Für alle 
Finanzierungsbeiträge gilt jeweils der aktuelle Königsteiner Schlüssel. 

(4) Die Festsetzung der Finanzierungsbeiträge der Länder bedarf der Zustimmung von 
zwei Dritteln der für das Finanzwesen zuständigen Ministerinnen und Minister oder 
Senatorinnen und Senatoren. 

(5) Die Länder tragen Vorsorge für die Erfüllung der Zahlungsverpflichtungen im Rahmen 
der jeweiligen Haushaltsaufstellungsverfahren. Für das Gründungsjahr der Anstalt 
stehen die Erfüllungen dieser Zahlungsverpflichtungen unter dem Vorbehalt der 
Bereitstellung von Haushaltsmitteln durch die Haushaltsgesetzgeber der Länder. 

(6) Die Finanzierungsbeiträge der Länder werden im laufe eines jeden Haushaltsjahres 
zum 31 . Mai nach den Ansätzen des Wirtschaftsplanes fällig . Über- und 
Minderzahlungen gegenüber dem sich nach der Jahresrechnung ergebenden 
Finanzbedarf werden in dem der Abrechnung folgenden Haushaltsjahr ausgeglichen. 

Artikel 5 
Organe 
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Die Organe der Anstalt sind der Verwaltungsrat und der Vorstand. 

Artikel 6 
Verwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat ist oberste Dienstbehörde der in der Anstalt tätigen Beamtinnen 
und Beamten. Er ist Dienstvorgesetzter und höherer Dienstvorgesetzter des 
beamteten Vorstands und nimmt die Rechte und Pflichten der Anstalt als 
Arbeitgeberin gegenüber dem Vorstand im privatrechtlichen Beschäftigungsverhältnis 
wahr. Der Verwaltungsrat kann seine Zuständigkeit als oberste Dienstbehörde ganz 
oder teilweise auf den Vorstand übertragen. Dies gilt nicht für die Eigenschaft als 
oberste Dienstbehörde gegenüber dem Vorstand selbst. 

(2) Jedes Land entsendet ein Mitglied und ein stellvertretendes Mitglied in den 
Verwaltungsrat. Die Entsendung nach Satz 1 ist jederzeit widerruflich . Im Fall des 
Widerrufs ist unverzüglich ein neues Mitglied oder ein stellvertretendes Mitglied zu 
entsenden. 

(3) Der Vorsitz im Verwaltungsrat wechselt alle zwei Jahre in alphabetischer Reihenfolge 
der Länder, beginnend mit dem Sitzland der Anstalt. Die oder der Vorsitzende 
bereitet die Sitzungen des Verwaltungsrates vor. 

(4) Der Verwaltungsrat beschließt über die grundsätzlichen Angelegenheiten der Anstalt , 
insbesondere über 

1. die Satzung und ihre Änderungen, 

2. den Wirtschaftsplan und seine Änderungen, 

3. die Bestellung in das und Abberufung aus dem Vorstandsamt sowie die 
Einstellung und Entlassung des Vorstands , 

4. die Entlastung des Vorstands, 

5. die Bestellung der Abschlussprüferin oder des Abschlussprüfers , die Feststellung 
des Jahresabschlusses und die Verwendung des Jahresergebnisses und 

6. allgemeine Vereinbarungen und Maßnahmen zur Regelung der arbeits-, dienst-, 
besoldungs- und versorgungsrechtlichen Verhältnisse der Beschäftigten im 
Rahmen der gesetzlichen und tarifvertraglichen Vorgaben. 

(5) Der Verwaltungsrat beschließt und erlässt in wesentlichen Angelegenheiten für den 
Vorstand bindende Entscheidungsrichtlinien. Er kann im Einzelfall weitere den 
Vorstand bindende Entscheidungsrichtlinien und Weisungen beschließen und 
erlassen. 

(6) Der Verwaltungsrat überwacht den Vorstand. 

(7) Jedes Land hat eine Stimme. Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn in der 
Sitzung mindestens die Hälfte der Länder vertreten ist. Soweit dieser Staatsvertrag 
nichts anderes bestimmt, fasst der Verwaltungsrat seine Beschlüsse mit der Mehrheit 
von zwei Dritteln der anwesenden Länder. 

(8) Zur Unterstützung des Verwaltungsrats bei seinen Aufgaben wird beim Sitzland eine 
ständige Geschäftsstelle eingerichtet . 
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(9) Die Geschäftsstelle wird gemeinschaftlich von allen Ländern entsprechend Artikel 4 
Abs . 3 finanziert. 

(10) Die Festsetzung der Finanzierungsbeiträge der Länder nach Absatz 9 bedarf 
der Zustimmung von zwei Dritteln der für das Finanzwesen zuständigen Ministerinnen 
und Minister oder Senatorinnen und Senatoren. 

(11) Näheres zur Geschäftsstelle regelt die Satzung. 

Artikel 7 
Vorstand 

( 1) Der Vorstand leitet die Anstalt und vertritt sie gerichtlich und außergerichtlich. Der 
Vorstand hat eine Stellvertretung. 

(2) Der Vorstand ist berechtigt, beratend an den Sitzungen des Verwaltungsrates 
teilzunehmen, soweit der Verwaltungsrat nichts anderes beschließt. Er ist verpflichtet, 
an den Verwaltungsratssitzungen teilzunehmen, wenn der Verwaltungsrat dies zuvor 
bestimmt. 

(3) Der Vorstand wird für die Dauer von bis zu sechs Jahren bestellt. Erneute 
Bestellungen sind möglich. 

(4) Der Vorstand ist Dienstvorgesetzter und höherer Dienstvorgesetzter der in der Anstalt 
tätigen Beamtinnen und Beamten. Er nimmt die Aufgaben der für die Ernennung 
zuständigen Stelle und die Rechte und Pflichten der Anstalt als Arbeitgeberin 
gegenüber den Beschäftigten der Anstalt wahr, soweit sie nicht durch diesen 
Staatsvertrag dem Verwaltungsrat zugewiesen sind. 

(5) Der Vorstand kann vor Ablauf der Amtszeit aus dienstlichen Gründen aus dem Amt 
abberufen werden. Dazu ist ein Beschluss des Verwaltungsrates erforderlich. Die 
Beamtin oder der Beamte scheidet mit Ablauf des Tages, an dem die Abberufung 
beschlossen wird , aus dem Amt aus und gilt besoldungsrechtlich und 
versorgungsrechtlich als abgewählt. 

(6) Näheres über den Vorstand regelt die Satzung. 

Artikel 8 
Beschäftigte der Anstalt 

(1) Die Anstalt hat Dienstherrnfähigkeit im Sinne des Landesrechts des Sitzlandes. Auf 
die Rechtsverhältnisse der Beamtinnen und Beamten der Anstalt finden das 
Beamtenstatusgesetz und die beamtenrechtlichen Vorschriften des Sitzlandes 
Anwendung, soweit sich aus den Bestimmungen dieses Staatsvertrages nichts 
anderes ergibt. Für die Beschäftigten und die Auszubildenden der Anstalt gilt der 
Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder beziehungsweise der Tarifvertrag 
für Auszubildende der Länder in Ausbildungsberufen nach dem Berufsbildungsgesetz 
einschließlich der diese Tarifverträge ergänzenden, ändernden und ersetzenden 
Tarifverträge in der in dem Sitzland jeweils geltenden Fassung. 

(2) Die Anstalt kann durch Beschluss des Verwaltungsrates Verwaltungsaufgaben 
einschließlich der damit verbundenen automatisierten Verarbeitung 
personenbezogener Daten sowie der Entscheidung über Rechtsbehelfe im Wege von 
Verwaltungsvereinbarungen gegen Erstattung der Verwaltungskosten ganz oder 
teilweise auf Behörden oder Einrichtungen des Sitzlandes übertragen. Für die 
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Zustimmung des Verwaltungsrates ist in diesem Fall die Zustimmung der Vertretung 
des Sitzlandes im Verwaltungsrat erforderlich. Die Übertragung ist in geeigneter 
Weise bekannt zu machen. 

(3) Die Anstalt kann nach Absatz 2 insbesondere folgende Verwaltungsaufgaben 
übertragen: 

1. die Aufgaben auf dem Gebiet der Besoldung und der sonstigen Geldleistungen 
nach den besoldungsrechtlichen Regelungen des Sitzlandes einschließlich der 
Beihilfen in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen sowie der Versorgung nach 
den versorgungsrechtlichen Regelungen des Sitzlandes, 

2. die der Anstalt als Arbeitgeber zustehenden Befugnisse in Bezug auf das Entgelt 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und der zur Ausbildung Beschäftigten 
und 

3. die Berechnung und Anordnung der Reisekostenvergütung, des Trennungsgeldes 
und der Umzugskostenvergütung. 

Artikel 9 
Rechts- und Fachaufsicht 

(1) Die für die Barrierefreiheit von Produkten und Dienstleistungen nach dem 
Barrierefreiheitsstärkungsgesetz zuständige oberste Landesbehörde des Sitzlandes 
führt die Rechtsaufsicht über die Anstalt im Benehmen mit den für die Barrierefreiheit 
von Produkten und Dienstleistungen nach dem Barrierefreiheitsstärkungsgesetz 
zuständigen obersten Landesbehörden der übrigen Länder, soweit die Eilbedürftigkeit 
nicht ein unverzügliches Einschreiten gebietet. In diesem Fall sind die für die 
Barrierefreiheit von Produkten und Dienstleistungen nach dem 
Barrierefreiheitsstärkungsgesetz zuständigen obersten Landesbehörden der übrigen 
Länder unverzüglich zu unterrichten. 

(2) Die Anstalt unterliegt bei der Erfüllung der Aufgaben nach Artikel 3 der Fachaufsicht 
durch die für die Barrierefreiheit von Produkten und Dienstleistungen nach dem 
Barrierefreiheitsstärkungsgesetz zuständige oberste Landesbehörde des Sitzlandes. 

Artikel 10 
Finanzkontrolle 

Die Landesrechnungshöfe der Länder sind berechtigt, die Haushalts- und 
Wirtschaftsführung der Anstalt zu prüfen. 

Artikel 11 
Anwendbares Datenschutzrecht 

Für die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Anstalt gelten die im 
Sitzland anwendbaren datenschutzrechtlichen Vorschriften. 

Artikel 12 
Schiedsklausel 

(1) Alle sich aus diesem Staatsvertrag ergebenden Rechtsstreitigkeiten werden der 
Entscheidung eines Schiedsgerichts unterworfen. Auf das Verfahren finden die 
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Vorschriften des Zehnten Buches der Zivilprozessordnung in der zum Zeitpunkt des 
Schiedsverfahrens geltenden Fassung Anwendung. 

(2) Das Schiedsgericht besteht aus einem vorsitzenden Mitglied, das aus der Mitte des 
Verwaltungsrates bestimmt wird, und aus zwei Mitgliedern des Verwaltungsrates, die 
von den streitenden Beteiligten gemeinsam benannt werden. 

Artikel 13 
Inkrafttreten und Kündigung 

(1) Dieser Staatsvertrag bedarf der Ratifikation. Die Ratifikationsurkunden sind bei der 
Staatskanzlei des Sitzlandes zu hinterlegen. Diese teilt den übrigen an dem 
Staatsvertrag beteiligten Ländern den Zeitpunkt der Hinterlegung der letzten 
Ratifikationsurkunde mit. Der Staatsvertrag tritt mit dem Tag in Kraft, der auf die 
Hinterlegung der letzten Ratifikationsurkunde folgt. 

(2) Dieser Staatsvertrag gilt für unbestimmte Zeit. Er kann unter gleichzeitiger 
Benachrichtigung der übrigen Länder zum Schluss des Kalenderjahres mit einer Frist 
von zwei Jahren gekündigt werden, erstmals zum 31. Dezember 2028. 

(3) Die Kündigung ist gegenüber der oder dem Vorsitzenden der Konferenz der 
Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder schriftlich zu erklären. 

(4) Das kündigende Land bleibt verpflichtet, zu dem Finanzbedarf solange und insoweit 
beizutragen, als dieser infolge seiner Beteiligung erforderlich geworden ist. Nach dem 
Ausscheiden anfallende Kosten, die dem Zeitraum der Mitgliedschaft zuzurechnen 
sind, sind anteilig vom kündigenden Land zu übernehmen. 
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Für das Land Baden-Württemberg: 
Stuttgart, den 1 9. NOV. 2024 

Für den Freistaat Bayern: 
München, den 

Für das Land Berlin: 
Berlin, den 

Für das Land Brandenburg: 
Potsdam, den 

Für die Freie Hansestadt Bremen: 
Bremen, den 

Für die Freie und Hansestadt Hamburg: 
Hamburg, den 

Für das Land Hessen: 
Wiesbaden , den 

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern: 
Schwerin, den 

Für das Land Niedersachsen: 
Hannover, den 

Für das Land Nordrhein-Westfalen: 
Düsseldorf, den 

Für das Land Rheinland-Pfalz: 
Mainz, den 

Für das Saarland: 
Saarbrücken, den 

Für den Freistaat Sachsen: 
Dresden, den 
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Für das Land Baden-Württemberg: 
Stuttgart, den 

Für den Freistaat Bayern: 
München, den ~. A2. . Jo2l. 
Für das Land Berlin : 
Berlin , den 

Für das Land Brandenburg: 
Potsdam, den 

Für die Freie Hansestadt Bremen: 
Bremen, den 

Für die Freie und Hansestadt Hamburg: 
Hamburg, den 

Für das Land Hessen: 
Wiesbaden, den 

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern: 
Schwerin, den 

Für das Land Niedersachsen: 
Hannover, den 

Für das Land Nordrhein-Westfalen: 
Düsseldorf, den 

Für das Land Rheinland-Pfalz: 
Mainz, den 

Für das Saarland: 
Saarbrücken, den 

Für den Freistaat Sachsen: 
Dresden, den 

Für das Land Sachsen-Anhalt: 
Magdeburg, den 

Für das Land Schleswig-Holstein: 
Kiel , den 

Für den Freistaat Thüringen: 
Erfurt, den 
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For di1$ Land B~en-VvOruembefg 
S'tul(gsrl. den 

FOr d Fre.irtaat ea:;crn. 
MOnchen, den 

Für das Land Berli 
8am, dl!m, •- • l ~ : >-

Für das Land Brandenbug: 
Pof!idl3ßl, den 

fOr die Frete 1-wnsestedt Ekernen; 
e~n. dtn 

fUr die Fr urid 1-tlil'lSHtac,t l'ilmM~f 
Hamburg. den 

For d3$ Land HMsen: 
WiliSbll!Chln, d&n 

FOrda.s Land Medlloobur'g-Vorp,ommem. 
Sch\1/'erln, de 

FOr das land Nie-dersadisen· 
Hennover. den 

FOrdas 1$)d Nordmein-Weitfelen· 
DC!!S,$E!ldo(f, d~ 

FOr d~ La-nd Rhelnlilnd,.p!.el.1:· 
Mal111 . den 

F1.lr du Surtand: 
SurbrO(jcen. den 

Für den Freistaat Si<:hSef'l: 
Orssaen. clen 

Fllr dat Land SachSM-Anhalt 
Magdeburo. den 

Fllr dM Land Schleewi~olstain. 
Kiel. den 

Für clefl Frei1;1U1el Th ringen; 
Erfurt, den 
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FOr das Land Brandenburg'); 

,p bl: :z .. • .1 - 3 ~ llv ... .. U ..... . <th ............ , tlen .. ............. ... 20.?~ . ....... e~·MO·l1er" """" ... 

, re<Uikllonere Anmet1tung: 

Ministern, fUr Get1.Jnd~it und Sozi s 
tles Land~ Brandenoorg 

Die n ollslel\ende UnleftotirtN belieht sich aur cteri vom .ASf;1~-Vorsltz1af\d Hemburg mit ~rfcht 

vom 5. ptembef :l024 Obemill.lellell Verlrag ~l , StaJilivl fll'a9el zur Aurf>ib8nertullung n h 

tz. 
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Für das Land Baden-WOrtlBmberg; 

Stuttgart, deri 

FOr datl relstaat Bayern: 

MOndien, den 

Für das land Ber11n: 

Benin, den 

For das land Brarldenburg: 

Potsdam, den 

For die Freie Hans8S'ladt Brern81'1: 

Bremer1, den 
~ 1 l. 

<( 
FUf die Freie und Hansest&d Hamburg: 

Hamburg, den 

FOrd.lls Land Hessen: 

/ol 1 

FOr cla.8 land Meddenburg-Vofl)orrwnem: 

Schwerin, den 
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Für clle Freie ur.i HanBe&tadl Hambu'g . . 

'lf«lak!klr,elle Mmer1<ul)IJ: 
Die Nteh~ lJnt.eradlrift bezieht sich B1Jf den vom A6MK-VDrllitzland Hamburg mit riaahrlelll 

ltOm 6 SeplembW 202-4 llbermlttelen Vl!flrag&mxt deg Slaa1!M!rtrages zur Ai.lfoabe~II nach 

dem 8anitf.r~Utrj{vn~. 
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Stand: 21 . August 2024 

Für das Land Baden-Württemberg: 
Stuttgart, den 

Für den Freistaat Bayern: 
München, den 

Für das Land Berlin : 
Berlin, den 

Für das Land Brandenburg: 
Potsdam, den 

Für die Freie Hansestadt Bremen: 
Bremen, den 

Für die Freie und Hansestadt Hamburg: 
Hamburg, den 

Für das Land Hessen: /-fe., ~ h'-o/'rn 0t.nr?, r~c-0.,.,,_,·,_,; ~•/1 
Wiesbaden, den AY_ A2. t02-'-t 

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern: 
Schwerin , den 

Für das Land Niedersachsen: 
Hannover, den 

Für das Land Nordrhein-Westfalen: 
Düsseldorf, den 

Für das Land Rheinland-Pfalz: 
Mainz, den 

Für das Saarland: 
Saarbrücken, den 

Für den Freistaat Sachsen: 
Dresden, den 

Für das Land Sachsen-Anhalt: 
Magdeburg, den 

Für das Land Schleswig-Holstein: 
Kiel, den 

Für den Freistaat Thüringen: 
Erfurt, den 

8 
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Für das Land Meddenbu,g-Vorponwnem: 

B 



368 Gese tz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 20 vom 10. April 2025 

Für das Land Baden-Württemberg: 
Stuttgart, den 

Für den Freistaat Bayern: 
München, den 

Für das Land Berlin: 
Berlin , den 

Für das Land Brandenburg: 
Potsdam, den 

Für die Freie Hansestadt Bremen: 
Bremen, den 

Für die Freie und Hansestadt Hamburg: 
Hamburg, den 

Für das Land Hessen: 
Wiesbaden , den 

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern: 
Schwerin, den 

Für das Land Niedersachsen: 

Hannover, den Q} ,. 11 .2024 

Für das Land Nordrhein-Westfalen: 
Düsseldorf, den 

Für das Land Rheinland-Pfalz: 
Mainz, den 

Für das Saarland: 
Saarbrücken, den 

Für den Freistaat Sachsen: 
Dresden, den 

Für das Land Sachsen-Anhalt: 
Magdeburg, den 

Für das Land Schleswig-Holstein: 
Kiel , den 

Für den Freistaat Thüringen: 
Erfurt, den 

8 
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Stand: 21. August 2024 

Für das Land Baden-Württemberg: 
Stuttgart, den 

Für den Freistaat Bayern: 
München, den 

Für das Land Berlin : 
Berlin, den 

Für das Land Brandenburg: 
Potsdam, den 

Für die Freie Hansestadt Bremen: 
Bremen, den 

Für die Freie und Hansestadt Hamburg: 
Hamburg, den 

Für das Land Hessen: 
Wiesbaden, den 

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern: 
Schwerin, den 

Für das Land Niedersachsen: 
Hannover, den 

Für das Land Nordrhein-Westfalen: 
Düsseldorf, den S.12. Zf>l.V 

Für das Land Rheinland-Pfalz: if t 
Mainz, den 

Für das Saarland: 
Saarbrücken, den 

Für den Freistaat Sachsen: 
Dresden, den 

Für das Land Sachsen-Anhalt: 
Magdeburg, den 

Für das Land Schleswig-Holstein: 
Kiel , den 

Für den Freistaat Thüringen: 
Erfurt, den 

8 
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Malm'., den OS.~ L loZ.."t 

Für das Land Rheinland-P atz. 

Transformabo und D11Jllall iarung 
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Für d111J Lend S.erhmcf~ 

'I redald!OMII Ar111111feung: 
Die nactllstehende Untencllrll\ bezieht sich auf .d11n vom ASMK-Vorsitzlsnd HarnbJrg mit Nscflricht 

vom 6, S.pt.mb•r 20'2'4 Qbam,IMalt.n Vertrag6leld de& Slsabwertr~ zw Aufge0enerf0llu~ naah 

dem Batriansfreiheltllstärk~. 
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Für oon Fr staa1 Sadlsoo·~ 

•) mclaklionsl B An.t \81" Lll'lg: 
Die 1/0fileheooe Unlerscnrlfl bezieh1 ijlc auf den Umlau~chluss vom 26.08.2024 d9f 
Fact,minstertmnfaroo:,; und den Umlaulbll$Chluts 212024 vom 15.05.202~ er.er Al't>elts• und 
SozlalmJn1St0rkonr ooz zum Staatsvertrag zur Aufgabenerfü ung nac;:h dem Barriere­
fr ·heilssliUkungsgesetz. 
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Fur da.$ land Sachsen-Annatt">: 

1redakbonele Amlerlwnli 

Die nachs1eheode Unten;clrit bezi sich auf den 1/0m ASMK-Vord2iand Hamburg mit Nac:hr ch1 

vom 5 September 202◄ übermittelten Venrags1ext des. StaatsVilftrBges rur Aulgabenerf\'.Ang nach 

dem Barrleretr hert&stärkungsgeisetz. 
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For das L nd Sch s vlg-1 tolstem. 

Ge 1mdhei1 Jug nd Fami · , Senioren, lnt rallon 

, Klt'naschutt, Umwelt und lur 
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Für das Land Baden-Württemberg: 
Stuttgart, den 

Für den Freistaat Bayern: 
München, den 

Für das Land Berlin : 
Berlin , den 

Für das Land Brandenburg: 
Potsdam, den 

Für die Freie Hansestadt Bremen: 
Bremen, den 

Für die Freie und Hansestadt Hamburg: 
Hamburg, den 

Für das Land Hessen: 
Wiesbaden , den 

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern: 
Schwerin , den 

Für das Land Niedersachsen: 
Hannover, den 

Für das Land Nordrhein-Westfalen: 
Düsseldorf, den 

Für das Land Rheinland-Pfalz: 
Mainz, den 

Für das Saarland: 
Saarbrücken, den 

Für den Freistaat Sachsen: 
Dresden, den 

Für das Land Sachsen-Anhalt: 
Magdeburg, den 

Für das Land Schleswig-Holstein: 
Kiel, den 

Für den Freistaat Thüringen: 

Erfurt, den {,,(.Atz. 2'92~ 

8 

- GV. NRW. 2025 S . 352 
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223 

.. Verordnung 
zur Ubertragung der Schulversuche 

„Berufsfachschule für Ingenieurtechnik" und 
„Fachoberschule für Informatik" in das 

Regelsystem sowie zur Änderung 
von Ausbildungs- und Prüfungsordnungen 

gemäß § 52 Schulgesetz NRW 

Vom 2. April 2025 

Artikel 1 
Änderung der Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung Berufskolleg 

Auf Grund des § 52 Absatz 1 Satz 2 des Schulgesetzes 
NRW vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S. 102), das zu­
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Februar 2022 
(GV. NRW. S. 250) geändert worden ist, verordnet das 
Ministerium für Schule und Bi ldung mit Zustimmung 
des für Schulen zuständigen Ausschusses: 

D ie Ausbildungs- und Prüfungsordnung Berufskolleg 
vom 26. Mai 1999 (GV. NRW. S. 240, ber. 2000 S. 563 und 
2001 S. 766), die zuletzt durch Verordnung vom 11. März 
2024 (GV. NRW. S. 172) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. Anlage C wird wie folgt geändert: 

a) § 3 Absatz 1 Nummer 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe e wird di e Angabe „und" durch 
ein Komma ersetzt. 

bb) Dem Buchstaben f wird nach der Angabe 
,,Verfahrenstechnik " die Angabe „und" ange­
fügt . 

cc) Folgender Buchstabe g wird angefügt: 

,,g) Ingenieurtechnik" 

b) § 9 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 6 wird der Punkt am Ende durch 
ein Komma ersetzt. 

bb) Folgende Nummer 7 wird angefügt: 

,,7. Informatik." 

c) Die Anlagen C 2 und C 3 erhalten jeweils die aus 
dem Anhang zu dieser Verordnung ersichtliche 
Fassung. 

2. Anlage D wird wie folgt geändert: 

a) Dem§ 3 Absatz 1 w ird folgender Satz angefügt: 

„Für die Aufnahme in den Bildungsgang gemäß 
der Anlage D3 ist darüber hinaus der Nachweis 
der persönlichen Eignung durch die Vorlage eines 
erweiterten Führungszeugnisses gemäß § 30a des 
Bundeszentralregistergesetzes zu erbringen." 

b) In Anlage D 12 wird der Text zu Fußnote 3 wie folgt 
gefasst: 

,, 3) Für die Akzentuierung „Betriebsorganisation" 
müssen die Fächer Betriebsorganisation und Wirt­
schaftsinformatik durchgehend belegt werden. Das 
erste Leistungskursfach kann Mathematik oder 
Englisch sein. Für die Akzentuierung „Euro­
päischer Binnenhandel" ist Englisch erstes Leis­
tungskursfach. Darübe r hinaus sind durchgängig 
die Fächer Global Studies und Business Communi­
cation zu belegen. Wirtschaftsinformatik wird in 
der Jahrgangsstufe 11 belegt. Insgesamt gelten für 
diese Akzentuierung die in Klammern gesetzten 
Stundenanteile." 

Artikel 2 
Änderung der Externen-Prüfungsordnung Berufskolleg 

Auf Grund des § 52 Absatz 2 des Schulgesetzes NRW 
vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S. 102), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Februar 2022 
(GV. NRW. S. 205) geändert worden ist, verordnet das 
Ministerium für Schule und Bildung mit Zustimmung 
des für Schulen zustä nd igen Ausschusses: 

Die Externen-Prüfungsordnung Berufskolleg vom 26. Mai 
1999 (GV. NRW. S. 22 1), die zuletzt durch Artikel 8 der 
Verordnung vom 23 . März 2022 (GV. NRW. S. 405) ge­
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 2 la ge­
strichen. 

2. § 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. der Bild ungsgänge, die zu einem Berufsabschluss 
nach Landesrecht oder beruflichen Kenntnissen und 
der Fachhochschulreife oder dem schulischen Teil der 
Fachhochschulreife führen ," 

3. § 4 Absatz 1 und 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(1) Bewerberinnen und Bewerber stellen einen 
Antrag auf Zulassung zur Prüfung an die obere 
Schulaufsichtsbehörde, die für ihren Wohnsitz zu­
ständig is t. Meldeschluss für die Prüfung ist der 
1. November. 

(2) Dem Antrag ist eine Übersicht über den bisheri­
gen Bildungsgang, ein Nachweis über das letzte 
Schulzeugnis und eine Erklärung darüber beizufügen, 
ob bereits früher an einer Schüler- oder Externenprü­
fung zum Erwerb des angestrebten Abschlusses teil­
genommen wurde . Es ist die Art und Weise der Prü­
fungsvorbereitung anzugeben und zugleich sind die 
Prüfungsfächer für die schriftliche, mündliche und 
gegebenenfalls praktische Prüfung(§§ 11 , 12) zu wäh­
len. Die Bewerberinnen und Bewerber sollen angeben, 
mit welchen Themen der einzelnen Prüfungsfächer sie 
sich näher beschäftigt haben." 

4. In § 7 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „bestellt" 
durch die Angabe „benannt" ersetzt. 

5. § 21a wird aufgehoben. 

Artikel 3 
Änderung der Verordnung über den Bildungsgang und 

die Abiturprüfung in der gymnasialen Oberstufe 

Auf Grund des § 52 Absatz l Satz 2 des Schulgesetzes 
NRW vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S . 102), das zu­
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Februar 2022 
(GV. NRW. S. 250) geändert worden ist, verordnet das Mi­
ni sterium für Schule und Bildung mit Zustimmung des 
für Schulen zuständigen Ausschusses: 

In § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der Verordnung über 
den Bildungsgang und die Abiturprüfung in der gym­
nasialen Oberstufe vom 5. Oktober 1998 (GV. NRW. 
S. 594), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung 
vom 20. März 2023 (GV. NRW. S. 217) geändert worden 
ist, wird d ie Angabe „Late inisch" d u rch die Angabe 
,,Latein" ersetzt . 

Artikel 4 
Änderung der Externen-Abiturprüfungsordnung 

Auf Grund des § 52 Absatz 2 des Schulgesetzes NRW 
vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S. 102) , das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Februar 2022 
(GV. NRW. S. 250) geändert worden ist , verordnet das 
Ministerium für Schule und Bildung mit Zustimmung 
des für Schulen zuständigen Ausschusses: 

Die Externen-Abiturprüfungsordnung vom 30. Januar 
2000 (GV. NRW. S. 140), die zuletzt durch Artikel 2 der 
Verordnung vom 20. März 2023 (GV. NRW. S. 217) geän­
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 6 Absatz 2 Nummer 3 wird die Angabe „berufe­
nes" durch die Angabe „benanntes" ersetzt. 

2. § 7 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

,,(4) Die obere Schulaufsichtsbehörde kann Lehrerin­
nen und Lehrer verschiedener Schulen und andere 
Prüferinnen und Prüfer, die die Voraussetzungen des 
Absatzes 3 erfüllen , als Mitglieder der Fachprüfungs­
ausschüsse benennen." 

3. In § 9 Absatz 1 Buchstabe b wird die Angabe „Erd­
kunde" durch die Angabe „Geographie" ersetzt. 

4. In § 21 Absatz 3 Satz 2 wird nach der Angabe „ist" 
die Angabe „unverzüglich" eingefügt. 
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Artikel 5 
Änderung der Verordnung über die Externenprüfung 

zum Erwerb der Abschlüsse der Sekundarstufe I 

Auf Grund des § 52 Absatz 2 des Schulgesetzes NRW 
vom 15. Februa r 2005 (GV. NRW. S. 102), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23 . Februa r 2022 
(GV. NRW. S 250) geändert worden ist , verordnet das 
Ministerium für Schule und Bildung mit Zustimmung 
des für Schulen zustä ndigen Ausschusses: 

Die Verordnung über die Ex ternenprüfung zum Erwerb 
der Abschlüsse der Sekunda rstufe I vom 22 . Okto ber 
2007 (GV. NRW. S . 426) , die zuletzt durch Ar tikel 7 der 
Verordnung vom 23 . März 2022 (GV. NRW. S. 405) ge­
ä ndert worden ist , wird wie fo lgt geändert : 

1. § 5 Absatz 1 und 2 wird wie folg t gefasst : 

,, (1) Bewerberinnen und Bewerber s tellen einen An­
trag a uf Zulassung zur Prüfung a n die für ihren 
Wohnort zuständige Bezirksregierung. Bewerberinn en 
und Bewerber, die bis zum Prüfungstermin Schülerin­
nen und Schüler einer Ergä nzungsschule sind , könn en 
den Ant rag a uch an die Bezirksregierung richten , in 
deren Bezirk die Schule ihren Sitz ha t , oder di e 
Schule ermächtigen , dort den Antrag für sie zu stel­
len . Meldeschluss für d ie Prüfung ist der 1. November. 

(2) BE!werberinnen und Bewerber fügen ihrem Antrag 
eine Ubersicht über ihren Bildungsgang, einen Nach­
weis über d as letzte Schulzeugnis und eine Erklä rung 
darüber bei, ob sie bereits früher an einer Externen­
prüfung teilgenommen ha ben . S ie geben an , wie sie 
sich auf die Prüfung vorbereitet haben und wä hlen 
die Prüfungsfächer fü r d ie schr iftliche und mündliche 
Prüfung (§§ 10, 12) . Sie können angeben , mit welchen 
Themen der einzelnen Prüfungsfächer sie sich näher 
beschäfti gt haben . Es können pro Fach für die münd­
lichen Pr üfungen drei Inha ltsfelder angegeben wer­
den , d ie von den Prüferinnen und Prüfern ent­
sprechend berücksichtigt werden." 

2. In § 6 Absa tz 2 Sa tz 1 wird die Angabe „sechs" durch 
die Angabe „neun" ersetzt. 

3. In § 7 Absa tz 1 Sa tz l wird die Angabe „berufen" 
durch die Angabe „benannt" ersetzt. 

Artikel 6 
Änderung der Ausbildungs- und 

Prüfungsordnung Weiterbildungskolleg 

Auf Grund des § 52 Absatz 1 Sa tz 2 des Schulgesetzes 
NRW vom 15. Febr uar 2005 (GV. NRW. S. 102), das zu­
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23 . Februar 2022 
(GV. NRW. S . 250) geä ndert worden is t , verordnet das 
Ministerium fü r Schule und Bildung mit Zustimmung 
des für Schulen zuständigen Ausschusses: 

Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung Weiterbildungs­
kolleg vom 23. Februar 2000 (GV. NRW. S . 290, ber. 
S. 496), d ie zuletzt durch Artikel 4 der Verordnung vom 
20. März 2023 (GV. NRW. S . 217) geä ndert worden is t , 
wird wie fo lgt geändert: 

1. § 32 wird wie folgt geä nd ert: 

a ) Die Absatzbezeichnung ,, (1)" wird gestrichen. 

b) Die Absätze 2 und 3 werden a ufge hoben . 

2. In § 54 Absatz 2 Satz 1 w ird d ie Anga be „und" durch 
di e Angabe „bis" ersetzt. 

Artikel 7 
Änderung der Verordnung über die Abiturprüfung für 

Schülerinnen und Schüler an Waldorfschulen 

Auf Grund des § 52 Absa tz 2 des Schulgesetzes NRW 
vom 15. Februa r 2005 (GV. RW. S. 102) , das zuletzt 
durch Arti kel 1 des Gesetzes vom 23 Februar 2022 
(GV. NRW. 250) geä ndert worden is t , verordnet das 
Ministerium für Schule und Bildung mit Zustimmung 
des für Schulen zuständigen Ausschusses: 

Die Verordnung über di e Abiturprüfung für Schülerin­
nen und Schüler a n Waldorfsc hulen vom 31. Januar 2000 
(GV. NRW. S . 145), die zuletzt durch Artikel 5 derVerord-

nung vo m 20. März 2023 (GV. NRW. S. 217) geä nde rt 
worden ist , wird wie fol gt geändert: 

1. § 3 Absa tz 2 wird wie fol gt geändert: 

a ) Nummer 1 wird wie fo lgt gefasst: 

,, 1. Der erste Prüfungsteil umfasst zwei Leistungsfä ­
cher und zwei Grundkursfächer, in denen schriftlich 
und gegebenenfalls mündlich geprüft wird . Die Prü­
fungsa ufga ben für di e schriftlichen Prüfungen wer­
den von der obersten Schulaufsichtsbehörde landes­
einheitli ch gestellt. Über Ausnahmen entscheidet di e 
oberste Schulaufs ichtsbehörde unter Festlegung be­
sonderer Verfahrensregelungen ." 

b) In Nummer 2 Sa tz 4 wird die Anga be „5" durch 
di e Angabe „7" ersetzt. 

2. § 6 Absa tz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe a wird die Anga be „Lateinisch" 
durch die Angabe „La tein" ersetzt. 

b) In Buchtstabe b wird di e Anga be „Erdkunde" 
durch die Angabe „Geographie" ersetzt. 

3. § 9 Absatz 5 wird wie fo lgt gefasst : 

(5) Die Fachprüferin oder der Fachprüfer und d ie 
Schriftführerin oder der Schriftführer müssen in dem 
Prüfungsfach beide Leh ra mtsprüfungen abgelegt ha ­
ben und die Befähigung zum Lehramt a m Gymnasium 
oder für die Sekunda rstufe II besitzen . Fachprüferin 
oder Fachprüfer kann a uch eine Lehrkra ft sein , de r 
eine unbefristete U nterrichtserlaubnis fü r die Sekun­
da rstufe II in dem Fach zuerka nnt worden ist (Zertifi­
ka tskurs) oder die über eine Ausnahmegenehmigung 
der oberen Schula ufs ichtsbehörde zur Abnahme der 
Abiturpr üfung verfügt. Für die Fachprüferin oder den 
Fachprüfer (Absatz 4) ist diese Genehmigung recht­
zeitig vor Beginn der Jahrgangsstufe 13 zu beantra­
gen . Fachprüferin oder Fa chprüfer ka nn a uch eine 
Lehrk raft sein , fü r d ie der Schulträger im Feststel­
lungsverfa hren nach § 7 Ersa tzschulverordnung den 
Nachwei s einer der in Satz 1 genannten Lehra mtsbe­
fä higungen gleichwertigen Qualifika tion gefüh rt hat 
und für die die obere Schula ufsichtsbehörde e ine ent­
sprec hend e unbefristete Unterrichtsgenehmigung er­
teilt ha t . 

4 . § 12 w ird wie folgt geä ndert: 

a ) Absa tz 1 wird w ie fo lgt gefa sst : 

,, (1) Jeder Prüfling legt die Abiturprüfung in acht 
Fächern ab , di e er a us den in § 6 genannten Fä­
chern a uswählt und die von der Jahrgangsstufe 
13/I a n belegt worden sind. Zwei Fächer s ind Leis­
tungskursfächer, sechs Fächer sind Grundkurs­
fäc her. Für die zwei Leistungskursfächer und die 
beiden Grundkursfächer gemäß § 3 Absa tz 2 Num­
mer 1 sind die vo n der obersten Schula ufs ichts­
behörde landeseinheitlich gestellten Prüfungsa uf­
ga ben(§ 15 Absatz 2) zu verwenden. Die P rüfungs­
fäc her müssen die Fächer Ma th ematik und 
Deutsc h oder eine aus der Sekundarstufe I fortge­
führte Fremdsprache sowie ein drittes Fach nach 
Wa hl des Prüflings umfassen ." 

b) Ab a tz 2 Satz 1 wird a ufgehoben. 

c) In Absatz 3 Sa tz 1 wird die Anga be „erfassen" 
d urch di e Angabe „um fasse n" ersetzt. 

d ) Absatz 4 wird w ie fo lgt gefasst: 

,, (4) Unter den Fächern der schriftlichen Prüfung 
des ersten Prüfungsteils (§ 3 Absatz 2 Nummer 1) 
müssen sich das Fach Mathematik und eines der 
Fächer Deutsch oder eine Fremdsprache befinden . 
Das ni cht gewählte Fach sowie di e weitere Fremd­
sprache müssen Fächer der schriftlichen Prüfung 
des ersten Prüfungste ils oder der mündlichen Prü­
fu ng des zweiten Pr üfun gsteils sein , wobei es ni cht 
die Fächer sein können , in denen di e Kursab­
schlussergebnisse der Jahrgangsstufe 13/II an die 
Stelle der mündli chen Prüfung treten (§ 3 Absatz 2 
Nummer 2) ." 

e) In Absatz 7 Sa tz 1 wird nach der Anga be „Ri cht­
linien" die Anga be „und Lehrplä nen" ei ngefügt. 
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5. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefa sst: 

,, (1) Die Dauer der schriftlichen , landeseinheitlich 
gestellten Prüfungsarbeiten in den beiden Leis­
tungskursfächern und den Grundkursfächern ge­
mäß § 3 Absatz 2 Nummer 1 legt die oberste 
Schula ufsichtsbehörde durch Runderlass fes t . Dies 
gilt a uch für eventuelle Arbeitszeitverlä ngerungen 
für Schülerexperimente, praktische Arbe iten oder 
Gesta ltungsaufgaben ." 

b) Absa tz 3 wird aufgehoben. 

c) Absa tz 4 wird Absatz 3 und wie fo lgt gefasst: 

,, (3) Die P r üfungsarbei ten gemäß Absatz 2 werden 
von einer zweiten, von der oberen Schul a ufs ichts­
behörde beauftragt en Fachlehrkraft korrigiert und 
bewertet. In den Fällen, in denen di e beiden Fach­
lehrkrä fte sich nicht a uf eine Note einigen, ent­
scheidet der Fachprüfungsa usschuss auf der Basis 
der vorgegebenen Bewertungskr iterien ." 

d) Die Absätze 5 und 6 werden di e Absätze 4 und 5. 

6. § 16 Absatz 5 Satz 1 wird wie fo lgt gefasst: 

,, Eine mündli che Prüfung find et nicht mehr sta tt , 
wenn a ufgrund der vorli egenden Ergebni sse in den 
schriftlichen Arbeiten a uch bei Er reichen der Höchst­
punktzahl in der mündlichen Prüfung ein Bestehen 
der Abiturprüfung nicht mehr mögli ch ist oder wenn 
der P rüfling eines der Fächer, in denen di e Kurs­
a bschlussergebnisse der Ja hrga ngsstufe 13/Il a n die 
Stell e der mündlichen Prüfun g t reten (§ 3 Absa tz 2 
Nummer 2 Sa tz 3), mit null Punkten abgeschlossen 
ha t." 

Artikel 8 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tr itt am 1. August 2025 in Kraft. 

Düsseldorf, den 2. April 2025 

Die Ministerin fü r Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Dorothee F e 1 1 e r 
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Anlage C 2 

Rahmenstundentafel 
für die zweijährigen Bildungsgänge 

der Berufsfachschule gemäß §.1 Nummer 3 

Lernbereiche/Fächer Jahrgangsstufen 

11 12 

Jahresstunden 

Berufsbezogener Lernbereich 1 1 

Profilfächer des Bildungsgangs 1 440 - 560 440 - 560 

Mathematik 120 120 

Physik, Chemie oder Biologie 0 - 80 0 - 80 

Wirtschaftslehre 40 - 80 40 - 80 

Engli sch 120 120 

Zweite Fremdsprache 0/ 120 0/120 

Praktika 

Berufsübergreifender Lernbereich 1 1 

Deutsch/Kommunikation 120 120 

Rel igionslehre2 80 80 

Sport/Gesundheitsförderung 40 - 80 40 - 80 

Politi k/Gesell schaftslehre 40 - 80 40 - 80 

Differenzierungsbereich 120 - 320 120 - 320 

Gesamtstundenzahl 1.360 1.360 

Fachhochschulreifeprüfung: 
Schriftliche Prüfungsfächer 
1. Ein Profilfac h3 

2. Mathematik 
3. Deutsch/Kommunikation 
4. Engli sch 

1) Im Fachbereich Wirtschaft und Verwaltung werden der Stundenanteil der Wirtschafts lehre und im 
Fachbereich Techni k/Naturwissenschaften im fachlichen Schwerpunkt Ingeni eurtechnik der 
Stundenanteil der Phys ik den Profil fäc hern zugerechnet. 
2) Für Schülerinnen und Schüler, die nicht an einem konfess ionellen Religionsunterricht teilnehmen, 
wird bei Vorli egen der personell en und sächlichen Voraussetzungen das Fach Praktische Philosophie 
eingerichtet. 
3) Zu Beginn des letzten Ausbildungsjahres legt die Bildungsgangkonfe renz ein Profil fach als erstes 
Fach der Fachhochschulreife prüfung fest. 
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Anlage C 3 
Rahmenstundentafel 

Fachoberschule für alle Bildungsgänge nach §J! Nummer 1 und 2 

Lernbereiche/Fächer Bildungsgänge nach 
§ 8 Nr. 1 § 8 Nr. 1 § 8 Nr. 2, KI. 12 B 

KI. 11 KI. 12 1 Jahr 2 Jahre1 

Teilzeit 
Jahresstunden 

Berufsbezogener 
Lernbereich 
Profilfächer 2 160 320 320 400 

Mathematik 80 160 160 160 

Physik, Chemie, Biologie - 80 80 80 

Informatik oder - 80 80 -
Wirtschaftsinformatik 

Wirtschaftslehre - 80 80 -

Englisch 80 160 160 160 

Berufsübergreifender 
Lernbereich 
Deutsch/Kommunikation 80 160 160 160 
Deutsch 

Religionslehre 403 803 803 -

Sport/Gesundheitsförderung - 80 80 804 

Sport 

Pol iti k/Gesel lschaftsleh re 40 80 80 80 
Gesellschaftslehre mit 
Geschichte 

Differenzierungsbereich - 80 1605 80 

Gesamtstundenzahl 480 1.360 1.440 1.200 
Fachhochschulreifeprüfung: 
1. Ein Profilfach6 

2. Deutsch/Kommunikation 
3. Mathematik 
4. Englisch 

1) Die Gesamtstunden verteilen sich gleichmäßig auf die beiden Jahrgangsstufen 
2) Im Fachbereich Wirtschaft und Verwaltung werden der Stundenanteil der 
Wirtschaftslehre und im Fachbereich Informatik der Stundenanteil Informatik oder 
Wirtschaftsinformatik den Profilfächern zugerechnet. 
3) Für Schülerinnen und Schüler, die nicht an einem konfessionellen Religionsunterricht 
teilnehmen , wird bei Vorliegen der personellen und sächlichen Voraussetzungen das Fach 
Praktische Philosophie eingerichtet. 
4) Die Fächer können auch zweistündig in einem Jahr angeboten werden . 
5) Für Schülerinnen und Schüler, die die allgemeine Hochschulreife erwerben wollen , ist ein 
Angebot von 160 Unterrichtsstunden in der zweiten Fremdsprache vorzusehen . 
6) Das Fach der Fachhochschulreifeprüfung wird in der Stundentafel für die Fachrichtung 
bzw. den fachlichen Schwerpunkt festgelegt. 

- GV. NRW. 2025 S. 376 
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